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B eschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat zur Sicherstellung der 
Handlungsfähigkeit im Zusammenhang mit der Ukraine-Krise die Zuständigkeiten samt 
Wertgrenzen, für die gemäß § 5 der Hauptsatzung der Stadt Heidelberg der Haupt- und 
Finanzausschuss zuständig ist, mit sofortiger Wirkung auf den Oberbürgermeister zu 
übertragen. 
Diese Regelung gilt bis zur nächsten planmäßig einberufenen Sitzung des Haupt- und 
Finanzausschusses. 

 

Finanzielle Auswirkungen:   

Die finanziellen Auswirkungen der Ukraine-Krise für die Stadt Heidelberg sind derzeit 
monetär nicht zu beziffern. 
Sofern ein zusätzlicher Mittelmehrbedarf bei der Stadt Heidelberg entsteht, der nicht 
durch Erstattungen Dritter (Bund/Land et cetera) vollständig gedeckt wird, erfolgt 
spätestens mit dem Jahresabschluss für 2022 nachträglich die Bereitstellung der 
notwendigen überplanmäßigen/außerplanmäßigen Mittel. 

Bezeichnung: Betrag in Euro: 

Ausgaben / Gesamtkosten:  
  
Einnahmen:  
  

Finanzierung:  
  
Folgekosten:  

  

 
 

Zusammenfassung der Begründung:   

Der Oberbürgermeister soll im Zusammenhang mit der Ukraine-Krise in die Lage versetzt 
werden, in eigener Verantwortung schnellstmöglich reagieren zu können; hierzu sollen die 
nach der Hauptsatzung der Stadt Heidelberg festgelegten Zuständigkeiten und 
Wertgrenzen des Haupt- und Finanzausschusses bis zur nächsten planmäßig 
einberufenen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses auf ihn übertragen werden. 
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Begründung:  

Im Zusammenhang mit der Bewältigung der Ukraine-Krise ist es gegebenenfalls erforderlich, zeitnah 
notwendige Entscheidungen zu treffen sowie geeignete Maßnahmen in die Wege zu leiten 
beziehungsweise umzusetzen. Die Verwaltung muss in die Lage versetzt werden, in größerem 
finanziellen Volumen zum Beispiel Aufträge für Beschaffungen aber auch Baumaßnahmen et cetera 
vergeben beziehungsweise (Miet-)Verträge abschließen zu können. 

Der Gemeinderat überträgt daher die Zuständigkeiten samt Wertgrenzen, insbesondere in 
Finanzangelegenheiten für die gemäß § 5 der Hauptsatzung der Stadt Heidelberg der Haupt- und 
Finanzausschuss zuständig ist, auf den Oberbürgermeister. 

Der Haupt- und Finanzausschuss wird im Nachgang über getroffene Entscheidungen, die über die 
bisherige, in § 14 der Hauptsatzung formulierten Zuständigkeiten des Oberbürgermeisters 
hinausgehen, informiert. 

Diese Regelung soll bis zur nächsten planmäßig einberufenen Sitzung des Haupt- und 
Finanzausschusses gelten. 

Die anfallenden Aufwendungen werden grundsätzlich in den jeweils betroffenen Teilhaushalten 
abgewickelt auch um mögliche Erstattungsansprüche gegenüber Dritten im Rahmen der „normalen“ 
Verfahren geltend machen zu können, sofern hierfür nicht ergänzend spezielle 
Unterstützungsprogramme von Bund/Land aufgelegt werden. 
Betroffen sind hier insbesondere in einem ersten Schritt die Teilhaushalte Amt 50 (Unterbringung von 
Flüchtlingen, Bereitstellung und Anmietung von zusätzlichem Wohnraum, Betreuung von 
Flüchtlingen, Gewährung von Hilfeleistungen an Flüchtlinge etc.) sowie Amt 51 (Unterbringung und 
Betreuung von Unbegleiteten minderjährigen Ausländern -UmA’s- etc.). 

Die hierfür notwendige überplanmäßige/außerplanmäßige Mittelbereitstellung samt deren 
Finanzierung erfolgt spätestens nachträglich im Rahmen des Jahresabschlusses für 2022. Im 
Rahmen unserer unterjährigen Prognosen über den Verlauf der Haushaltswirtschaft 2022 werden wir 
diesen Sachverhalt stets aufgreifen und über Entwicklungen berichten. 

Fa zit 

Die Bewältigung der Ukraine-Krise stellt uns alle vor große Herausforderungen. 
Unser Ziel ist es, mit diesen beschriebenen Maßnahmen im Rahmen unserer Möglichkeiten allen 
Betroffenen – ergänzend zu privaten Initiativen - eine größtmögliche Unterstützung/Hilfe zukommen 
zu lassen. 
Zum jetzigen Zeitpunkt können noch keine (verbindlichen) Aussagen hinsichtlich möglicher 
zusätzlicher finanzieller Leistungen getroffen werden.  

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 
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